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I 

(Gesetzgebungsakte) 

BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS Nr. 377/2013/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 24. April 2013 

über die vorübergehende Abweichung von der Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den 
Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 192 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die na­
tionalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses ( 1 ), 

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 2 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Luftverkehrsbranche ist stark international ausgerich­
tet. Ein weltweit abgestimmtes Vorgehen gegen die rasch 
zunehmenden Emissionen aus dem internationalen Luft­
verkehr wäre daher die bevorzugte und wirksamste Me­
thode, luftverkehrsbedingte Emissionen zu reduzieren. 

(2) Gemäß dem Rahmenübereinkommen der Vereinten Na­
tionen über Klimaänderungen (UNFCCC) müssen alle Par­
teien nationale und gegebenenfalls regionale Programme 
mit Maßnahmen zur Eindämmung des Klimawandels 
ausarbeiten und durchführen. 

(3) Die Union ist verpflichtet, ihre CO 2 -Emissionen zu ver­
ringern, auch die, die durch den Luftverkehr entstehen. 
Hierzu sollten alle Wirtschaftsbranchen einen Beitrag leis­
ten. 

(4) In Verhandlungen über Luftverkehrsabkommen der 
Union mit Drittstaaten sollte das Ziel verfolgt werden, 
die Flexibilität der Union zu sichern, Maßnahmen in Be­
zug auf Umweltangelegenheiten zu ergreifen, darunter 
auch Maßnahmen zur Eindämmung der Auswirkungen 
des Luftverkehrs auf den Klimawandel. 

(5) In der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) 
wurden Fortschritte in Bezug auf die Annahme eines 
weltweiten Rahmens für eine Politik zur Verringerung 
der Emissionen, der die Anwendung marktbasierter Maß­
nahmen auf die Emissionen der internationalen Luftfahrt 
erleichtert, durch die 38. Versammlung der ICAO, die 
vom 24. September bis zum 4. Oktober 2013 stattfinden 
wird, und auf die Ausarbeitung einer weltweiten markt­
basierten Maßnahme (im Folgenden „MBM“) erzielt. Solch 
ein Rahmen könnte einen erheblichen Beitrag zur Sen­
kung der nationalen, regionalen und weltweiten CO 2 - 
Emissionen leisten. 

(6) Um diese Fortschritte zu erleichtern und weitere Impulse 
zu geben, ist es wünschenswert, die Durchsetzung von 
Verpflichtungen auszusetzen, die sich vor der 38. Ver­
sammlung der ICAO im Zusammenhang mit Flügen 
nach und von Flughäfen in Ländern außerhalb der Union 
ergeben, die keine Mitgliedstaaten der Europäischen Frei­
handelsvereinigung (EFTA), überseeischen Gebiete oder 
Schutzgebiete von Staaten des Europäischen Wirtschafts­
raums (EWR) und keine Länder sind, die mit der Union 
einen Beitrittsvertrag unterzeichnet haben. Deswegen soll­
ten Luftfahrzeugbetreibern in Bezug auf die Verpflichtun­
gen aus der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 3 ), die sich für die Kalenderjahre 
2010, 2011 und 2012 im Hinblick auf die Berichterstat­
tung über überprüfte Emissionen und für die damit ver­
bundene Abgabe von Zertifikaten für 2012 für Flüge
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nach und von solchen Flughäfen ergeben, keine Sanktio­
nen auferlegt werden. Luftfahrzeugbetreiber, die diesen 
Verpflichtungen weiterhin nachkommen wollen, sollten 
diese Möglichkeit haben. 

(7) Um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden, sollte die 
mit diesem Beschluss vorgesehene Abweichung lediglich 
für Luftfahrzeugbetreiber gelten, die entweder Zertifikate, 
die für solche Tätigkeiten, die 2012 durchgeführt wur­
den, kostenlos vergeben wurden, nicht erhalten oder alle 
solchen Zertifikate zurückgegeben haben. Aus demselben 
Grund sollten diese Zertifikate nicht für die Berechnung 
des Anspruchs auf Verwendung internationaler Gutschrif­
ten im Rahmen der Richtlinie 2003/87/EG berücksichtigt 
werden. 

(8) Luftverkehrszertifikate für 2012, die nicht an solche Luft­
fahrzeugbetreiber vergeben wurden oder die zurückgege­
ben wurden, sollten durch Löschung aus dem Umlauf 
genommen werden. Die Zahl der Luftverkehrszertifikate, 
die versteigert werden, sollte in Anwendung dieses Be­
schlusses angepasst werden, um sicherzustellen. dass sie 
mit Artikel 3d Absatz 1 der Richtlinie 2003/87/EG in 
Einklang steht. 

(9) Die mit diesem Beschluss vorgesehene Abweichung sollte 
weder die ökologische Integrität gefährden noch das 
übergeordnete Ziel der Rechtsvorschriften der Union 
zum Klimawandel beeinträchtigen oder zu Wettbewerbs­
verzerrungen führen. Dementsprechend und im Einklang 
mit dem übergeordneten Ziel der Richtlinie 2003/87/EG, 
das Teil des Rechtsrahmens der Union zur Erreichung 
ihrer unabhängigen Verpflichtung, ihre Emissionen bis 
2020 um 20 % gegenüber dem Niveau von 1990 zu 
senken, ist, sollte jene Richtlinie auch künftig für Flüge 
von oder nach Flughäfen auf dem Gebiet eines Mitglied­
staats nach oder von Flughäfen in bestimmten eng mit 
der Union verbundenen oder verknüpften Gebieten oder 
Staaten außerhalb der Union gelten. 

(10) Die mit diesem Beschluss vorgesehene Abweichung be­
zieht sich nur auf Luftverkehrsemissionen des Jahres 
2012. Die Hochrangige Gruppe für den internationalen 
Luftverkehr und den Klimawandel (High Level Group on 
International Aviation and Climate Change, HGCC) der 
ICAO wurde eingerichtet, um Leitlinien bei der Ausarbei­
tung eines Rahmens für MBM zu bieten, die Durchführ­
barkeit der Optionen für eine globale MBM einzuschät­
zen und eine Reihe von technischen und operativen Maß­
nahmen zu bestimmen. Die Union sieht diese Abwei­
chung vor, um auf der 38. Versammlung der ICAO 
eine Einigung über einen realistischen Zeitrahmen für 
die Ausarbeitung einer globalen MBM im Anschluss an 
die 38. Versammlung der ICAO und über einen Rahmen 
zur Förderung der umfassenden Anwendung nationaler 
und regionaler MBM auf den internationalen Luftverkehr 
zu erleichtern, solange die globale MBM noch nicht an­
gewendet wird. Auf dieser Grundlage können weitere 
Schritte zugunsten einer optimalen Interaktion zwischen 
einer solchen Einigung und dem System für den Handel 
mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Union erwo­
gen werden. In diesem Zusammenhang sollte die Kom­
mission bei der Prüfung, ob weitere Maßnahmen notwen­
dig sind, auch die möglichen Auswirkungen auf den in­
nereuropäischen Luftverkehr berücksichtigen, damit keine 
Wettbewerbsverzerrungen entstehen. 

(11) Die Kommission sollte dem Europäischen Parlament und 
dem Rat über die im Rahmen der 38. Versammlung der 
ICAO erzielten Fortschritte ausführlich Bericht erstatten 
und gegebenenfalls umgehend den Ergebnissen entspre­
chende Maßnahmen vorschlagen. 

(12) Im Hinblick auf die Abgabefrist am 30. April 2013 
gemäß der Richtlinie 2003/87/EG muss unbedingt 
Rechtssicherheit für die Luftfahrzeugbetreiber und die na­
tionalen Behörden gewährleistet werden. Dementspre­
chend gilt dieser Beschluss ab dem Zeitpunkt seiner 
Annahme — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Abweichend von Artikel 16 der Richtlinie 2003/87/EG verhän­
gen die Mitgliedstaaten in Bezug auf die Verpflichtungen gemäß 
Artikel 12 Absatz 2a und Artikel 14 Absatz 3 der genannten 
Richtlinie für die Kalenderjahre 2010, 2011 und 2012 keine 
Sanktionen gegen Luftfahrzeugbetreiber für Luftverkehrstätigkei­
ten nach und von Flughäfen in Ländern außerhalb der Union, 
die keine EFTA-Mitgliedstaaten, überseeischen Gebiete oder 
Schutzgebiete von EWR-Staaten und keine Länder sind, die 
mit der Union einen Beitrittsvertrag unterzeichnet haben, 
wenn an diese keine kostenlosen Zertifikate für solche Tätig­
keiten für das Jahr 2012 vergeben wurden oder wenn solche 
Zertifikate an sie vergeben wurden und sie bis zum dreißigsten 
Tag nach Inkrafttreten dieses Beschlusses den Mitgliedstaaten die 
Anzahl der Luftverkehrszertifikate für 2012, die dem Anteil der 
nachgewiesenen Tonnenkilometer solcher Tätigkeiten im Refe­
renzjahr 2010 entspricht, zur Löschung zurückgegeben haben. 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten löschen alle Luftverkehrszertifikate für 
2012 für Flüge nach und von den in Artikel 1 genannten 
Flughäfen, die entweder nicht vergeben oder vergeben und ih­
nen wieder zurückgegeben wurden. 

(2) Hinsichtlich der Löschung gemäß Absatz 1 versteigern 
die Mitgliedstaaten eine reduzierte Anzahl Luftverkehrszertifi­
kate für 2012. Diese reduzierte Anzahl entspricht der geringe­
ren Gesamtanzahl der in Umlauf befindlichen Luftverkehrszer­
tifikate. Soweit die reduzierte Anzahl dieser Zertifikate vor dem 
1. Mai 2013 noch nicht versteigert wurde, passen die Mitglied­
staaten die Anzahl der 2013 zu versteigernden Luftverkehrszer­
tifikate an. 

Artikel 3 

Gemäß Artikel 2 gelöschte Luftverkehrszertifikate werden nicht 
für die Berechnung des Anspruchs auf Verwendung internatio­
naler Gutschriften im Rahmen der Richtlinie 2003/87/EG be­
rücksichtigt. 

Artikel 4 

Die Kommission stellt die für die Anwendung dieses Beschlusses 
erforderlichen Leitlinien bereit. 

Artikel 5 

Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament und 
den Rat regelmäßig über die bei den Verhandlungen der 
ICAO erzielten Fortschritte und legt ihnen einen vollständigen 
Bericht über die Ergebnisse der 38. Versammlung der ICAO vor.
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Artikel 6 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Er gilt ab dem 24. April 2013. 

Artikel 7 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 24. April 2013. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
S. COVENEY
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Erklärung der Kommission 

Die Kommission erinnert daran, dass gemäß Artikel 3d der Richtlinie 2003/87/EG Einkünfte aus der 
Versteigerung von Luftverkehrszertifikaten verwendet werden sollten, um den Klimawandel in der EU 
und in Drittländern zu bekämpfen, unter anderem zur Reduzierung von Treibhausgasemissionen, zur 
Anpassung an die Auswirkungen des Klimawandels in der EU und in Drittländern, insbesondere in Entwick­
lungsländern, zur Finanzierung von Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der Eindämmung und 
Anpassung, insbesondere in den Bereichen Raumfahrt und Luftverkehr, zur Verringerung der Emissionen 
durch einen emissionsarmen Verkehr und zur Deckung der Kosten für die Verwaltung der Gemeinschafts­
regelung. Versteigerungseinkünfte sollten auch zur Finanzierung von Beiträgen zum Globalen Dachfonds für 
Energieeffizienz und erneuerbare Energien und für Maßnahmen gegen die Abholzung von Wäldern einge­
setzt werden. 

Die Kommission stellt fest, dass die Mitgliedstaaten die Kommission über Maßnahmen zur Verwendung der 
Einkünfte aus der Versteigerung von Luftverkehrszertifikaten, die nach Artikel 3d der Richtlinie 2003/87/EG 
getroffen werden, informieren müssen. Einzelheiten zum Inhalt dieser Informationsberichte sind in der 
Verordnung (EU) Nr. …/2013 ( 1 ) über ein System für die Überwachung von Treibhausgasemissionen sowie 
für die Berichterstattung über diese Emissionen und über andere klimaschutzrelevante Informationen auf 
Ebene der Mitgliedstaaten und der EU und zur Aufhebung der Entscheidung Nr. 280/2004/EG enthalten. 
Weitere Einzelheiten werden in einem Durchführungsrechtsakt der Kommission gemäß Artikel 18 der 
Verordnung geregelt. Die Mitgliedstaaten veröffentlichen die Informationsmitteilungen, und die Kommission 
veröffentlicht für die EU aggregierte Angaben dazu in leicht zugänglicher Form. 

Die Kommission betont, dass ein marktgestütztes System auf globaler Ebene, bei dem ein internationaler 
Preis für CO 2 -Emissionen aus dem internationalen Luftverkehr ermittelt wird, zusätzlich zu dem primären 
Ziel der Emissionsverringerung auch dazu beitragen könnte, die notwendigen Mittel zur Unterstützung der 
internationalen Maßnahmen zur Eindämmung des Klimawandels und zur Anpassung daran bereitzustellen.
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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 378/2013 DER KOMMISSION 

vom 24. April 2013 

zur Genehmigung des Wirkstoffs Paecilomyces fumosoroseus Stamm FE 9901 gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 

Nr. 540/2011 der Kommission 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Auf­
hebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Ra­
tes ( 1 ), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 2 und Artikel 78 
Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach Artikel 80 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 gilt die Richtlinie 91/414/EWG des 
Rates ( 2 ) — in Bezug auf das Verfahren und die Bedin­
gungen für die Genehmigung — für Wirkstoffe, für die 
vor dem 14. Juni 2011 eine Entscheidung gemäß Arti­
kel 6 Absatz 3 der genannten Richtlinie getroffen wurde. 
Für Paecilomyces fumosoroseus Stamm FE 9901 sind die 
Bedingungen des Artikels 80 Absatz 1 Buchstabe a der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 durch die Entscheidung 
2008/565/EG der Kommission ( 3 ) erfüllt. 

(2) Belgien hat am 4. Februar 2004 von FuturEco S.L. einen 
Antrag nach Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 
91/414/EWG auf Aufnahme des Wirkstoffs Paecilomyces 
fumosoroseus Stamm FE 9901 in Anhang I der genannten 
Richtlinie erhalten. Mit der Entscheidung 2008/565/EG 
wurde bestätigt, dass die Unterlagen in dem Sinne voll­
ständig waren, dass sie den Anforderungen der Anhänge 
II und III der Richtlinie 91/414/EWG hinsichtlich der 
Daten und Informationen grundsätzlich genügten. 

(3) Die Auswirkungen des genannten Wirkstoffs auf die Ge­
sundheit von Mensch und Tier sowie auf die Umwelt 
wurden gemäß Artikel 6 Absätze 2 und 4 der Richtlinie 
91/414/EWG für die vom Antragsteller vorgeschlagenen 

Anwendungen bewertet. Am 29. März 2007 übermittelte 
der berichterstattende Mitgliedstaat den Entwurf eines Be­
wertungsberichts. 

(4) Der Entwurf des Bewertungsberichts wurde von den Mit­
gliedstaaten und der Europäischen Behörde für Lebens­
mittelsicherheit (im Folgenden „Behörde“) geprüft. Die 
Behörde legte der Kommission am 20. August 2012 
ihre Schlussfolgerung zur Prüfung der Risikobewertung 
für Pestizide mit dem Wirkstoff Paecilomyces fumosoroseus 
Stamm FE 9901 ( 4 ) vor. Der Entwurf des Bewertungs­
berichts und die Schlussfolgerung der Behörde wurden 
im Rahmen des Ständigen Ausschusses für die Lebens­
mittelkette und Tiergesundheit von den Mitgliedstaaten 
und der Kommission geprüft und der Entwurf des Be­
wertungsberichts wurde am 15. März 2013 in Form des 
Überprüfungsberichts der Kommission für Paecilomyces 
fumosoroseus Stamm FE 9901 abgeschlossen. 

(5) Die verschiedenen Untersuchungen lassen den Schluss zu, 
dass Paecilomyces fumosoroseus Stamm FE 9901 enthal­
tende Pflanzenschutzmittel grundsätzlich den Anforde­
rungen gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a und b 
sowie Artikel 5 Absatz 3 der Richtlinie 91/414/EWG 
genügen, insbesondere hinsichtlich der geprüften und 
im Überprüfungsbericht der Kommission beschriebenen 
Anwendungen. Es ist daher angezeigt, Paecilomyces fumo­
soroseus Stamm FE 9901 zu genehmigen. 

(6) Vor der Erteilung der Genehmigung sollte eine angemes­
sene Frist eingeräumt werden, um es den Mitgliedstaaten 
und den Betroffenen zu ermöglichen, sich auf die daraus 
entstehenden neuen Anforderungen vorzubereiten. 

(7) Unbeschadet der in der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
festgelegten Verpflichtungen, die sich aus der Genehmi­
gung ergeben, sollte angesichts der besonderen Situation, 
die der Übergang von der Richtlinie 91/414/EWG zur 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 mit sich bringt, jedoch 
Folgendes gelten: Die Mitgliedstaaten sollten nach der
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Erteilung der Genehmigung über einen Zeitraum von 
sechs Monaten verfügen, um die Zulassungen für Paeci­
lomyces fumosoroseus Stamm FE 9901 enthaltende Pflan­
zenschutzmittel zu überprüfen. Die Mitgliedstaaten soll­
ten die Zulassungen je nach Sachlage ändern, ersetzen 
oder widerrufen. Abweichend von der oben genannten 
Frist sollte für die Übermittlung und Bewertung der ak­
tualisierten vollständigen Unterlagen nach Anhang III für 
jedes Pflanzenschutzmittel und für jede vorgesehene An­
wendung gemäß den in der Richtlinie 91/414/EWG fest­
gelegten einheitlichen Grundsätzen ein längerer Zeitraum 
vorgesehen werden. 

(8) Die bisherigen Erfahrungen mit der Aufnahme von Wirk­
stoffen, die im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 
3600/92 der Kommission vom 11. Dezember 1992 
mit Durchführungsbestimmungen für die erste Stufe des 
Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Richt­
linie 91/414/EWG des Rates über das Inverkehrbringen 
von Pflanzenschutzmitteln ( 1 ) bewertet wurden, in An­
hang I der Richtlinie 91/414/EWG haben gezeigt, dass 
bei der Auslegung der Pflichten von Inhabern geltender 
Zulassungen hinsichtlich des Datenzugangs Schwierigkei­
ten auftreten können. Um weitere Schwierigkeiten zu 
vermeiden, erscheint es daher notwendig, die Pflichten 
der Mitgliedstaaten zu klären, insbesondere die Pflicht, 
zu überprüfen, ob der Inhaber einer Zulassung den Zu­
gang zu Unterlagen nachweisen kann, die den Anforde­
rungen des Anhangs II der genannten Richtlinie genügen. 
Diese Klärung hat jedoch nicht zur Folge, dass den Mit­
gliedstaaten oder den Zulassungsinhabern neue Pflichten 
gegenüber den bislang erlassenen Richtlinien zur Ände­
rung des Anhangs I der genannten Richtlinie oder den 
Verordnungen zur Genehmigung von Wirkstoffen auf­
erlegt werden. 

(9) Gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 sollte der Anhang der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission vom 25. Mai 
2011 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 
hinsichtlich der Liste zugelassener Wirkstoffe ( 2 ) entspre­
chend geändert werden. 

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Genehmigung des Wirkstoffs 

Der in Anhang I beschriebene Wirkstoff Paecilomyces fumosoro­
seus Stamm FE 9901 wird unter den ebenfalls in Anhang I 
genannten Bedingungen genehmigt. 

Artikel 2 

Neubewertung von Pflanzenschutzmitteln 

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 ändern oder 
widerrufen die Mitgliedstaaten erforderlichenfalls bis zum 

31. März 2014 geltende Zulassungen für Pflanzenschutzmittel, 
die Paecilomyces fumosoroseus Stamm FE 9901 als Wirkstoff ent­
halten. 

Bis zu diesem Datum prüfen sie insbesondere, ob die Bedingun­
gen des Anhangs I der vorliegenden Verordnung — mit Aus­
nahme der Bedingungen in der Spalte „Sonderbestimmungen“ 
dieses Anhangs — erfüllt sind und ob der Zulassungsinhaber 
über Unterlagen verfügt oder Zugang zu Unterlagen hat, die den 
Anforderungen des Anhangs II der Richtlinie 91/414/EWG im 
Einklang mit deren Artikel 13 Absätze 1 bis 4 und Artikel 62 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 entsprechen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 unterziehen die Mitgliedstaa­
ten alle zugelassenen Pflanzenschutzmittel, die Paecilomyces fu­
mosoroseus Stamm FE 9901 entweder als einzigen Wirkstoff 
oder als einen von mehreren Wirkstoffen enthalten und spätes­
tens am 30. September 2013 im Anhang der Durchführungs­
verordnung (EU) Nr. 540/2011 aufgeführt waren, einer Neube­
wertung nach den einheitlichen Grundsätzen gemäß Artikel 29 
Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009, basierend auf 
Unterlagen, die den Anforderungen des Anhangs III der Richt­
linie 91/414/EWG genügen, und unter Berücksichtigung der 
Spalte „Sonderbestimmungen“ in Anhang I der vorliegenden 
Verordnung. Sie entscheiden auf der Grundlage dieser Bewer­
tung, ob das Pflanzenschutzmittel die Bedingungen gemäß Ar­
tikel 29 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erfüllt. 

Nach dieser Entscheidung verfahren die Mitgliedstaaten wie 
folgt: 

a) Enthält ein Pflanzenschutzmittel Paecilomyces fumosoroseus 
Stamm FE 9901 als einzigen Wirkstoff, so wird die Zulas­
sung erforderlichenfalls bis spätestens 31. März 2015 geän­
dert oder widerrufen; oder 

b) enthält ein Pflanzenschutzmittel Paecilomyces fumosoroseus 
Stamm FE 9901 als einen von mehreren Wirkstoffen, so 
wird die Zulassung erforderlichenfalls entweder bis zum 
31. März 2015 oder bis zu dem Datum geändert bzw. wi­
derrufen, das für eine solche Änderung oder einen solchen 
Widerruf in der oder den Rechtsvorschrift(en) festgelegt ist, 
durch die der oder die betreffende(n) Wirkstoff(e) in Anhang 
I der Richtlinie 91/414/EWG aufgenommen bzw. genehmigt 
wurde(n); maßgebend ist das späteste Datum. 

Artikel 3 

Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
540/2011 

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 
wird gemäß Anhang II der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 4 

Inkrafttreten und Geltungsbeginn 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Oktober 2013.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 24. April 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG I 

Gebräuchliche Bezeichnung, 
Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Datum der Genehmigung Befristung der 

Genehmigung Sonderbestimmungen 

Paecilomyces fumosoroseus 
Stamm FE 9901 

Nummer in der Samm­
lung: USDA-ARS Collec­
tion of Entomopathogenic 
Fungal Cultures U.S. Plant, 
Soil and Nutrition labora­
tory. New York. ARSEF- 
Nr. 4490 

Entfällt Mindestens 1,0 × 109 KBE/g 

Höchstens 3,0 × 109 KBE/g 

1. Oktober 2013 30. September 2023 Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Artikel 29 Absatz 6 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sind die Schlussfolgerungen des vom 
Ständigen Ausschuss für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit am 15. März 
2013 abgeschlossenen Überprüfungsberichts über Paecilomyces fumosoroseus 
Stamm FE 9901 und insbesondere dessen Anlagen I und II zu berücksichtigen. 

Bei dieser Gesamtbewertung achten die Mitgliedstaaten insbesondere auf den 
Schutz von Anwendern und Arbeitern, wobei zu berücksichtigen ist, dass Pae­
cilomyces fumosoroseus Stamm FE 9901 als mögliches Allergen eingestuft werden 
muss. 

Die Anwendungsbedingungen umfassen gegebenenfalls Maßnahmen zur Risiko­
begrenzung. 

(1 ) Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation des Wirkstoffs sind im Überprüfungsbericht enthalten. 

ANHANG II 

In Teil B des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird folgender Eintrag angefügt: 

Nr. Gebräuchliche 
Bezeichnung, Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (*) Datum der Genehmigung Befristung der 

Genehmigung Sonderbestimmungen 

„39 Paecilomyces fumosoroseus 
Stamm FE 9901 

Nummer in der Sammlung: 
USDA-ARS Collection of 
Entomopathogenic Fungal 
Cultures U.S. Plant, Soil 
and Nutrition laboratory. 
New York. ARSEF-Nr. 
4490 

Entfällt Mindestens 1,0 × 109 KBE/g 

Höchstens 3,0 × 109 KBE/g 

1. Oktober 2013 30. September 2023 Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Artikel 29 
Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sind die Schluss­
folgerungen des vom Ständigen Ausschuss für die Lebensmittelkette 
und Tiergesundheit am 15. März 2013 abgeschlossenen Überprü­
fungsberichts über Paecilomyces fumosoroseus Stamm FE 9901 und 
insbesondere dessen Anlagen I und II zu berücksichtigen. 

Bei dieser Gesamtbewertung achten die Mitgliedstaaten insbesondere 
auf den Schutz von Anwendern und Arbeitern, wobei zu berück­
sichtigen ist, dass Paecilomyces fumosoroseus Stamm FE 9901 als mög­
liches Allergen eingestuft werden muss. 

Die Anwendungsbedingungen umfassen gegebenenfalls Maßnahmen 
zur Risikobegrenzung.“ 

(*) Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation des Wirkstoffs sind im Überprüfungsbericht enthalten.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 379/2013 DER KOMMISSION 

vom 24. April 2013 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom­
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen 
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in 
ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten Erzeugnisse und 
Zeiträume festgelegt. 

(2) Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Ta­
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 24. April 2013 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jerzy PLEWA 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MA 63,5 
TN 82,2 
TR 120,8 
ZZ 88,8 

0707 00 05 MA 99,6 
TR 130,8 
ZZ 115,2 

0709 93 10 TR 107,6 
ZZ 107,6 

0805 10 20 EG 55,6 
IL 72,2 

MA 51,8 
TN 69,6 
TR 59,9 
ZZ 61,8 

0805 50 10 TR 109,2 
ZA 105,2 
ZZ 107,2 

0808 10 80 AR 102,1 
BR 91,2 
CL 119,2 
CN 76,7 
MK 28,7 
NZ 139,9 
US 198,9 
ZA 111,0 
ZZ 108,5 

0808 30 90 AR 100,5 
CL 124,0 
NZ 199,4 
ZA 120,1 
ZZ 136,0 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.

DE L 113/10 Amtsblatt der Europäischen Union 25.4.2013



BESCHLÜSSE 

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DES RATES 

vom 22. April 2013 

zur Ermächtigung Lettlands, eine von Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe a, Artikel 168 und 
Artikel 168a der Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem 

abweichende Regelung anzuwenden 

(2013/191/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. No­
vember 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 395 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit Schreiben, die am 17. Juni 2011 und am 27. August 
2012 bei der Kommission registriert wurden, beantragte 
Lettland die Ermächtigung, bezüglich des Rechts auf Vor­
steuerabzug bei Personenkraftwagen eine von der Richt­
linie 2006/112/EG abweichende Regelung anzuwenden. 

(2) Die Kommission unterrichtete die übrigen Mitgliedstaaten 
mit Schreiben vom 26. November 2012 über den Antrag 
Lettlands. Mit Schreiben vom 30. November 2012 teilte 
die Kommission Lettland mit, dass sie über alle für die 
Prüfung des Antrags erforderlichen Angaben verfügt. 

(3) Die Artikel 168 und 168a der Richtlinie 2006/112/EG 
berechtigen einen Steuerpflichtigen zum Abzug der 
Mehrwertsteuer auf die Lieferung von Gegenständen 
und Dienstleistungen, die er für die Zwecke seiner be­
steuerten Umsätze erhält. Nach Artikel 26 Absatz 1 
Buchstabe a der Richtlinie hat der Steuerpflichtige Mehr­
wertsteuer abzuführen, wenn ein dem Unternehmen zu­
geordneter Gegenstand für unternehmensfremde Zwecke 
genutzt wird. 

(4) In vielen Fällen ist es sehr schwierig, die Nutzung zu 
unternehmensfremden Zwecken genau zu bestimmen, 
und das entsprechende Verfahren ist oft umständlich. 
Durch die beantragte Ermächtigung sollte für den Betrag 
des Vorsteuerabzugs bei Ausgaben für nicht ausschließ­

lich für geschäftliche Zwecke verwendete Personenkraft­
wagen bis auf einige Ausnahmen ein pauschaler Satz 
festgelegt werden. Auf Grundlage der von Lettland ge­
machten Angaben ist ein Satz von 80 % gerechtfertigt. 
Um Doppelbesteuerung zu vermeiden, sollte parallel 
dazu das Erfordernis, auf die unternehmensfremde Nut­
zung eines Personenkraftwagens Mehrwertsteuer ab­
zuführen, ausgesetzt werden, wenn der Personenkraft­
wagen der durch diesen Beschluss genehmigten Ein­
schränkung unterliegt. Durch diese Vereinfachungsmaß­
nahme entfällt die Notwendigkeit, über die Nutzung von 
Firmenwagen zu unternehmensfremden Zwecken Auf­
zeichnungen zu führen, und sie verhindert eine Steuer­
hinterziehung durch das inkorrekte Führen von Aufzeich­
nungen. 

(5) Die Einschränkung des Vorsteuerabzugsrechts im Rah­
men der Ermächtigung sollte für die Mehrwertsteuer gel­
ten, die auf den Kauf, das Leasing, den innergemein­
schaftlichen Erwerb und die Einfuhr bestimmter Per­
sonenkraftwagen und damit verbundener Ausgaben, ein­
schließlich des Erwerbs von Kraftstoff, anfällt. 

(6) Die Ermächtigung sollte nur für Personenkraftwagen mit 
einem zulässigen Höchstgewicht von nicht mehr als 
3 500 kg und höchstens acht Sitzplätzen zusätzlich 
zum Fahrersitz gelten. Die unternehmensfremde Nutzung 
von Personenkraftwagen mit einem Gewicht von über 
3 500 kg oder von Personenkraftwagen mit über acht 
Sitzplätzen zusätzlich zum Fahrersitz ist wegen der Be­
schaffenheit dieser Fahrzeuge und der Art der Geschäfte, 
für die sie verwendet werden, unwesentlich. Es sollte eine 
detaillierte Liste mit Kategorien von Personenkraftwagen 
vorgelegt werden, die aufgrund ihres spezifischen Ver­
wendungszwecks von der Ermächtigung ausgenommen 
sind. 

(7) Die Kommission sah in ihrem Vorschlag vom 29. Okto­
ber 2004 für eine Richtlinie zur Änderung der Richtlinie 
77/388/EWG hinsichtlich der Vereinfachung der mehr­
wertsteuerlichen Pflichten, jetzt Richtlinie 2006/112/EG, 
Bestimmungen zur Harmonisierung der Ausgabenarten 
vor, bei denen der Vorsteuerabzug ausgeschlossen wer­
den kann. Nach diesem Vorschlag kann bei Kraftfahrzeu­
gen der Vorsteuerabzug ausgeschlossen werden. Somit ist 
es zweckmäßig, den Anwendungszeitraum des vorliegen­
den Beschlusses bis zum Beginn der Anwendbarkeit der 
vorgeschlagenen Richtlinie einzuschränken. Allerdings ist
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es erforderlich, für den Ablauf der Ermächtigung ein kon­
kretes Datum vorzusehen, welches gilt, falls die vor­
geschlagene Richtlinie bis zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht anwendbar geworden ist, da es notwendig sein 
wird, die Ermächtigung und die prozentuale Aufteilung 
zwischen geschäftlicher und unternehmensfremder Nut­
zung zu überprüfen. 

(8) Sollte Lettland der Auffassung sein, dass eine Verlänge­
rung der Ermächtigung über das Jahr 2015 hinaus er­
forderlich ist, sollte es der Kommission bis zum 30. März 
2015 zusammen mit dem Verlängerungsantrag einen Be­
richt, einschließlich einer Überprüfung des angewendeten 
Prozentsatzes, vorlegen. 

(9) Die Ausnahmeregelung wird nur geringfügige Auswir­
kungen auf den Gesamtbetrag der auf der Stufe des End­
verbrauchs erhobenen Steuer und keine Auswirkungen 
auf die Mehrwertsteuer-Eigenmittel der Union haben — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Abweichend von den Artikeln 168 and 168a der Richtlinie 
2006/112/EG wird Lettland ermächtigt, das Recht auf den Ab­
zug der Mehrwertsteuer bei Ausgaben für Personenkraftwagen, 
die nicht ausschließlich für geschäftliche Zwecke verwendet wer­
den, auf 80 % zu begrenzen. 

Artikel 2 

Abweichend von Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 
2006/112/EG behandelt Lettland die Verwendung eines dem 
Unternehmen zugeordneten Personenkraftwagen für den unter­
nehmensfremden Bedarf des Steuerpflichtigen nicht als Dienst­
leistung gegen Entgelt, wenn dieses Fahrzeug einer nach Arti­
kel 1 des vorliegenden Beschlusses zulässigen Einschränkung 
unterliegt. 

Artikel 3 

Die Ausgaben nach Artikel 1 betreffen den Kauf, das Leasing, 
den innergemeinschaftlichen Erwerb und die Einfuhr von Per­
sonenkraftwagen, die nicht ausschließlich für geschäftliche Zwe­
cke verwendet werden und Ausgaben für Wartung und Repara­
turen dieser Fahrzeuge sowie für Kraftstoff für diese Fahrzeuge. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss gilt nur für Personenkraftwagen mit einem 
zulässigen Höchstgewicht von 3 500 kg und nicht mehr als 
acht Sitzplätzen zusätzlich zum Fahrersitz. 

Artikel 5 

Die Artikel 1 und 2 gelten nicht für die folgenden Arten von 
Personenkraftwagen: 

a) Fahrzeuge, die zwecks Weiterverkauf, Vermieten oder Ver­
leasen erworben wurden; 

b) Fahrzeuge für die entgeltliche Beförderung von Fahrgästen 
einschließlich Taxidienste; 

c) Fahrzeuge, die für die Beförderung von Gegenständen ver­
wendet werden; 

d) Fahrzeuge, die für Fahrunterricht verwendet werden; 

e) Fahrzeuge, die für die Erbringung von Wachdiensten ver­
wendet werden; 

f) Fahrzeuge, die als Einsatzfahrzeuge verwendet werden; 

g) Fahrzeuge, die als Ausstellungs- und Vorführwagen verwen­
det werden. 

Artikel 6 

Ein etwaiges Ersuchen auf Verlängerung der mit diesem Be­
schluss erteilten Ermächtigung ist 

a) der Kommission bis zum 30. März 2015 zu übermitteln und 

b) gemeinsam mit einem Bericht vorzulegen, in dem der Pro­
zentsatz nach Artikel 1 überprüft wird. 

Artikel 7 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Bekanntgabe wirksam. 

Die Geltungsdauer dieses Beschlusses endet an dem Tag, ab dem 
Unionsvorschriften zur Festlegung der Ausgaben im Zusam­
menhang mit Straßenkraftfahrzeugen, bei denen der Vorsteuer­
abzug eingeschränkt ist anzuwenden sind, oder am 31. Dezem­
ber 2015, je nachdem, welches Datum früher liegt. 

Artikel 8 

Dieser Beschluss ist an die Republik Lettland gerichtet. 

Geschehen zu Luxemburg am 22. April 2013. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
E. GILMORE
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DES RATES 

vom 22. April 2013 

zur Ermächtigung der Französischen Republik, auf als Kraftstoff verwendetes unverbleites Benzin, 
das in den Departements der Insel Korsika verbraucht wird, gemäß Artikel 19 der Richtlinie 

2003/96/EG einen ermäßigten Steuersatz anzuwenden 

(2013/192/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Ok­
tober 2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rah­
menvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und 
elektrischem Strom ( 1 ), insbesondere auf Artikel 19, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Entscheidung 2007/880/EG des Rates ( 2 ) ermächtigte 
die Französische Republik (im Folgenden „Frankreich“), 
auf als Kraftstoff verwendetes unverbleites Benzin, das 
in den Departements der Insel Korsika verbraucht wird, 
gemäß Artikel 19 der Richtlinie 2003/96/EG einen er­
mäßigten Steuersatz anzuwenden. 

(2) Mit Schreiben vom 12. März 2012 ersuchte Frankreich 
um die Ermächtigung, auf als Kraftstoff verwendetes un­
verbleites Benzin einen ermäßigten Energiesteuersatz an­
zuwenden und damit eine mit der Entscheidung 
2007/880/EG getroffene Regelung zu verlängern. Die Er­
mäßigung beträgt 1 EUR je Hektoliter. Die Ermächtigung 
wird für den Zeitraum vom 1. Januar 2013 bis zum 
31. Dezember 2018 beantragt. In Korsika ist die Ver­
sorgung der Verbraucher mit unverbleitem Benzin we­
sentlich teurer als auf dem französischen Festland, und 
die Verkaufspreise liegen 0,10 EUR pro Liter über den 
Festlandpreisen. 

(3) Durch die Ermäßigung der Verbrauchsteuer für bleifreies 
Benzin auf Korsika werden für die Verbraucher auf Kor­
sika ähnliche Bedingungen geschaffen, wie sie für die 
Verbraucher auf dem Festland gelten. Die Maßnahme ent­
spricht somit den Zielen der Regional- und Kohäsions­
politik. 

(4) Die Steuerermäßigung geht nicht über das zum Ausgleich 
der von den korsischen Verbrauchern zu tragenden zu­
sätzlichen Transport- und Vertriebskosten erforderliche 
Maß hinaus. 

(5) Der endgültige Steuerbetrag steht in Einklang mit dem in 
der Richtlinie 2003/96/EG vorgesehenen Mindeststeuer­
betrag, der zurzeit bei 359 EUR je 1 000 Liter (bzw. 
35,90 EUR je Hektoliter) liegt. Dies ist auch unter Be­
rücksichtigung der Ermächtigung gemäß des Durchfüh­
rungsbeschlusses 2013/193/EU des Rates vom 22. April 
2013 zur Ermächtigung der Französischen Republik zur 
Staffelung der Steuern auf Kraftstoffe gemäß Artikel 19 
der Richtlinie 2003/96/EG ( 3 ), die ab dem 1. Januar 2013 
gilt, der Fall, selbst wenn deren Wirkung mit der Wir­
kung der vorliegenden Entscheidung kumulierbar ist. 

(6) Angesichts der Abgelegenheit und Insellage der Departe­
ments, auf die sich diese Maßnahme bezieht, und der 
maßvollen Senkung des Steuersatzes, der im Übrigen, 
gemessen am Mindeststeuerbetrag gemäß der Richtlinie 
2003/96/EG, sehr hoch ist, wird die Maßnahme nicht 
zu einem verstärkten Zulauf zu korsischen Tankstellen 
führen. 

(7) Folglich ist die beantragte Maßnahme im Hinblick auf das 
reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts und die 
Wahrung des lauteren Wettbewerbs annehmbar und 
mit der Gesundheits-, Umwelt-, Energie- und Verkehrs­
politik der Union vereinbar. 

(8) Nach Maßgabe des Artikels 19 Absatz 2 der Richtlinie 
2003/96/EG sollte Frankreich daher ermächtigt werden, 
bis zum 31. Dezember 2018 auf als Kraftstoff verwen­
detes unverbleites Benzin, das auf Korsika verbraucht 
wird, einen ermäßigten Steuersatz anzuwenden. 

(9) Gemäß Artikel 19 Absatz 2 der Richtlinie 2003/96/EG 
muss jede nach diesem Artikel gewährte Ermächtigung 
zeitlich begrenzt sein. 

(10) Damit die betroffenen Departements ein ausreichendes 
Maß an Sicherheit erhalten, sollte die Ermächtigung für 
sechs Jahre gelten. Es sollte jedoch vorgesehen werden, 
dass für den Fall, dass der Rat auf der Grundlage von 
Artikel 113 des Vertrags das allgemeine System für die 
Besteuerung von Energieerzeugnissen ändert und die Er­
mächtigung damit nicht vereinbar wäre, der vorliegende 
Beschluss an dem Tag ausläuft, an dem die Vorschriften 
für dieses geänderte System anwendbar werden, wodurch 
vermieden werden soll, dass künftige allgemeine Entwick­
lungen des bestehenden Rechtsrahmens untergraben wer­
den.
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(11) Es sollte sichergestellt werden, das Frankreich die beson­
dere Ermäßigung aufgrund dieses Beschlusses ab dem 
1. Januar 2013 nahtlos im Anschluss an die bisherigen 
Regelungen gemäß der Entscheidung 2007/880/EG an­
wenden kann. Die beantragte Ermächtigung sollte daher 
mit Wirkung vom 1. Januar 2013 gewährt werden. 

(12) Dieser Beschluss gilt unbeschadet der Anwendung der 
Unionsvorschriften für staatliche Beihilfen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Frankreich wird ermächtigt, auf als Kraftstoff verwendetes un­
verbleites Benzin, das in den Departements der Insel Korsika 
verbraucht wird, einen um höchstens 1 EUR je Hektoliter er­
mäßigten Steuersatz anzuwenden. 

Die Ermäßigung darf nicht über die in den Departements der 
Insel Korsika im Vergleich zum französischen Festland anfallen­
den zusätzlichen Transport-, Lagerungs- und Vertriebskosten 
hinausgehen. 

Der ermäßigte Steuersatz muss die Auflagen der Richtlinie 
2003/96/EG erfüllen, insbesondere in Bezug auf die in Artikel 7 
genannten Mindeststeuerbeträge. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Bekanntgabe wirksam. 

Er gilt ab dem 1. Januar 2013. 

Er läuft am 31. Dezember 2018 aus. 

Sollte der Rat jedoch auf Grundlage von Artikel 113 des Ver­
trags das allgemeine System für die Besteuerung von Energie­
erzeugnissen so ändern, dass die Ermächtigung gemäß Artikel 1 
des vorliegenden Beschlusses nicht damit vereinbar wäre, läuft 
dieser Beschluss an dem Tag aus, an dem die Vorschriften für 
dieses geänderte System anwendbar werden. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an die Französische Republik gerichtet. 

Geschehen zu Luxemburg am 22. April 2013. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
E. GILMORE
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DES RATES 

vom 22. April 2013 

zur Ermächtigung der Französischen Republik zur Staffelung der Steuern auf Kraftstoffe gemäß 
Artikel 19 der Richtlinie 2003/96/EG 

(2013/193/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Ok­
tober 2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rah­
menvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und 
elektrischem Strom ( 1 ), insbesondere auf Artikel 19, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit dem Durchführungsbeschluss 2011/38/EU des Ra­
tes ( 2 ) wurde die Französische Republik (im Folgenden 
„Frankreich“) ermächtigt, im Rahmen einer Verwaltungs­
reform, die die Dezentralisierung bestimmter, früher von 
der Zentralregierung ausgeübter Befugnisse vorsah, für 
einen Zeitraum von drei Jahren auf unverbleites Benzin 
und Dieselkraftstoff gestaffelte Steuerbeträge anzuwen­
den. Der Durchführungsbeschluss 2011/38/EU lief am 
31. Dezember 2012 aus. 

(2) Mit Schreiben vom 10. Februar 2012 hat Frankreich die 
Ermächtigung beantragt, nach dem 31. Dezember 2012 
für weitere sechs Jahre gestaffelte Steuersätze zu den 
gleichen Bedingungen anzuwenden. 

(3) Der Durchführungsbeschluss 2011/38/EU wurde auf der 
Grundlage angenommen, dass die von Frankreich be­
antragte Maßnahme die Anforderungen gemäß Artikel 19 
der Richtlinie 2003/96/EG erfüllte. Insbesondere wurde 
davon ausgegangen, dass die Maßnahme nicht das ord­
nungsgemäße Funktionieren des Binnenmarktes beein­
trächtigt. Außerdem wurde davon ausgegangen, dass sie 
mit den relevanten politischen Zielen der Union in Ein­
klang stand. 

(4) Die nationale Maßnahme ist Teil einer Politik, die darauf 
abzielt, die administrative Effizienz durch Verbesserung 
der Qualität und Senkung der Kosten der öffentlichen 
Dienstleistungen zu verbessern, sowie Teil einer Subsidia­
ritätspolitik. Sie stellt für die Regionen einen zusätzlichen 
Anreiz dar, die Qualität ihrer Verwaltung auf trans­
parente Weise zu verbessern. In dieser Hinsicht wird im 
Durchführungsbeschluss 2011/38/EU gefordert, dass die 
Ermäßigungen den realen sozioökonomischen Bedingun­
gen in den Regionen, in denen sie angewendet werden, 
Rechnung tragen. Folglich wurden von mehreren Regio­
nen, deren Bruttoinlandsprodukt niedriger oder deren 
Arbeitslosigkeit höher ist als der Durchschnitt, ermäßigte 
Sätze angewendet. Generell basiert die nationale Maß­
nahme auf besonderen politischen Überlegungen. 

(5) Da für die Staffelung der Steuern zwischen den Regionen 
sehr enge Grenzen gesetzt sind und Dieselkraftstoff für 
gewerbliche Zwecke von der Maßnahme ausgeschlossen 
wurde, ist das Risiko von Wettbewerbsverzerrungen auf 
dem Binnenmarkt sehr gering. Zudem hat die Anwen­
dung der Maßnahme bisher gezeigt, dass seitens der Re­
gionen die Tendenz besteht, den zulässigen Höchstsatz 
zu erheben, was die Wahrscheinlichkeit von Wett­
bewerbsverzerrungen weiter verringert hat. 

(6) Es wurden auch keine Behinderungen des ordnungsgemä­
ßen Funktionierens des Binnenmarktes insbesondere im 
Zusammenhang mit dem Verkehr der betreffenden Er­
zeugnisse in ihrer Eigenschaft als Erzeugnisse, die der 
Verbrauchsteuer unterliegen, gemeldet. 

(7) Zum Antragszeitpunkt war der Einführung der nationa­
len Maßnahme eine Steuererhöhung vorausgegangen, die 
der Spanne für regionale Senkungen entsprach. Vor die­
sem Hintergrund steht die nationale Maßnahme auch 
unter Berücksichtigung der Bedingungen in der Ermäch­
tigung und der gewonnenen Erfahrung nicht im Wider­
spruch zur Energie- und Klimaschutzpolitik der Union. 

(8) Gemäß Artikel 19 Absatz 2 der Richtlinie 2003/96/EG 
ist jede danach gewährte Ermächtigung zu befristen. Da­
rüber hinaus sieht der Vorschlag für eine Richtlinie des 
Rates zur Änderung der Richtlinie 2003/96/EG eine un­
befristete Regelung vor, die es Frankreich gestattet, inner­
halb bestimmter Grenzen gestaffelte Steuersätze auf der 
Ebene der französischen Regionen anzuwenden. Es ist 
daher angebracht, die Dauer der Anwendung dieses Be­
schlusses auf drei Jahre zu befristen und festzulegen, dass 
dieser Beschluss in jedem Fall ausläuft, sobald die er­
wähnte unbefristete Regelung anwendbar wird. Damit 
darüber hinaus die allgemeine Weiterentwicklung des be­
stehenden rechtlichen Rahmens nicht beeinträchtigt wird, 
ist es ebenfalls wichtig, für den Fall, dass der Rat auf 
Grundlage von Artikel 113 des Vertrags das allgemeine 
System zur Besteuerung von Energieerzeugnissen ändert 
und die Ermächtigung nicht mehr damit im Einklang 
steht, zu bestimmen, dass der vorliegende Beschluss an 
dem Tag abläuft, ab dem das geänderte System anwend­
bar ist. 

(9) Es sollte sichergestellt werden, das Frankreich die beson­
dere Ermäßigung aufgrund dieses Beschlusses ab dem 
1. Januar 2013 nahtlos im Anschluss an die bisherigen 
Regelungen gemäß des Durchführungsbeschlusses 
2011/38/EU anwenden kann. Die beantragte Ermächti­
gung sollte daher mit Wirkung vom 1. Januar 2013 
gewährt werden. 

(10) Dieser Beschluss gilt unbeschadet der Anwendung der 
Unionsvorschriften für staatliche Beihilfen —
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Frankreich wird ermächtigt, auf unverbleites Benzin und 
auf Dieselkraftstoff ermäßigte Steuersätze anzuwenden. Für ge­
werblich genutzten Dieselkraftstoff im Sinne von Artikel 7 Ab­
satz 2 der Richtlinie 2003/96/EG kann diese Möglichkeit einer 
Ermäßigung nicht in Anspruch genommen werden. 

(2) Den Verwaltungsregionen kann gestattet werden, gestaf­
felte Ermäßigungen zu gewähren, sofern folgende Voraussetzun­
gen erfüllt sind: 

a) Die Ermäßigungen betragen höchstens 35,4 EUR je 1 000 
Liter unverbleites Benzin und höchstens 23,0 EUR je 1 000 
Liter Dieselkraftstoff; 

b) die Ermäßigungen überschreiten nicht die Differenz zwischen 
den Steuersätzen für nicht gewerblich genutzten und für 
gewerblich genutzten Dieselkraftstoff; 

c) die Ermäßigungen tragen den realen sozioökonomischen Be­
dingungen in den Regionen, in denen sie angewendet wer­
den, Rechnung; 

d) mit der Anwendung der regionalen Ermäßigungen wird kei­
ner Region im Handel innerhalb der Union ein Vorteil einge­
räumt. 

(3) Mit den ermäßigten Steuersätzen sind die in der Richtlinie 
2003/96/EG vorgesehenen Anforderungen und insbesondere die 
in Artikel 7 genannten Mindestsätze einzuhalten. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Bekanntgabe wirksam. 

Er gilt ab dem 1. Januar 2013. 

Er läuft am 31. Dezember 2015 aus. 

Allerdings läuft Beschluss an dem Tag aus, an dem die erste der 
folgenden Änderungen der Richtlinie 2003/96/EG anwendbar 
wird: 

— das allgemeine System für die Besteuerung von Energieträ­
gern wird in einer Weise geändert, an die die vorliegende 
Ermächtigung nicht angepasst ist, 

— Frankreich wird ermächtigt, auf der Ebene der Regionen 
gestaffelte Steuersätze anzuwenden. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an die Französische Republik gerichtet. 

Geschehen zu Luxemburg am 22. April 2013. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
E. GILMORE
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BESCHLUSS DES RATES 

vom 22. April 2013 

zur Ernennung eines spanischen Mitglieds und eines spanischen Stellvertreters im Ausschuss der 
Regionen 

(2013/194/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 305, 

auf Vorschlag der spanischen Regierung, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 22. Dezember 2009 und am 18. Januar 
2010 die Beschlüsse 2009/1014/EU ( 1 ) und 
2010/29/EU ( 2 ) zur Ernennung der Mitglieder des Aus­
schusses der Regionen und ihrer Stellvertreter für den 
Zeitraum vom 26. Januar 2010 bis zum 25. Januar 
2015 angenommen. 

(2) Infolge des Ablaufs der Amtszeit von Herrn Juan Ignacio 
DIEGO PALACIOS ist der Sitz eines Mitglieds des Aus­
schusses der Regionen frei geworden. Infolge des Ablaufs 
der Amtszeit von Frau Cristina MAZAS PÉREZ-OLEAGA ist 
der Sitz eines Stellvertreters im Ausschuss der Regionen 
frei geworden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ernannt werden jeweils für die verbleibende Amtszeit, d. h. bis 
zum 25. Januar 2015, 

a) zum Mitglied des Ausschusses der Regionen: 

— Frau Cristina MAZAS PÉREZ-OLEAGA, Consejera de Econo­
mía, Hacienda y Empleo, 

und 

b) zum Stellvertreter im Ausschuss der Regionen: 

— Frau Inmaculada VALENCIA BAYÓN, Directora General de 
Economia y Asuntos Europeos. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 22. April 2013. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
E. GILMORE
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 23. April 2013 

zur Festlegung der näheren Vorschriften, der einheitlichen Formate und einer Methode für die im 
Beschluss Nr. 243/2012/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über ein 
Mehrjahresprogramm für die Funkfrequenzpolitik vorgesehene Bestandsaufnahme der 

Funkfrequenzen 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2013) 2235) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2013/195/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf den Beschluss Nr. 243/2012/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 14. März 2012 über ein Mehr­
jahresprogramm für die Funkfrequenzpolitik ( 1 ), insbesondere 
auf Artikel 9 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Beschluss Nr. 243/2012/EU sieht eine Bestandsauf­
nahme der bestehenden Frequenznutzung sowohl für 
kommerzielle als auch für öffentliche Zwecke vor. Für 
die Durchführung dieser Bestandsaufnahme wird ein 
Durchführungsrechtsakt erlassen, um zum einen nähere 
Vorschriften und einheitliche Formate für die Erhebung 
und Bereitstellung von Daten über die bestehende Fre­
quenznutzung durch die Mitgliedstaaten an die Kommis­
sion zu entwickeln und zum anderen insbesondere für 
jene Dienste, die im Frequenzbereich von 400 MHz bis 
6 GHz genutzt werden (nachstehend „die einschlägigen 
Frequenzen“), eine Methode für die Analyse technologi­
scher Trends, des künftigen Bedarfs an und der künftigen 
Nachfrage nach Frequenzen in den vom Programm für 
die Funkfrequenzpolitik (RSPP) erfassten Politikbereichen 
zu erarbeiten, mit der eine sich abzeichnende und poten­
ziell erhebliche Frequenznutzung ermittelt werden kann. 

(2) Die Bestandsaufnahme soll dazu beitragen, Frequenzbän­
der, in denen die Effizienz der bestehenden Frequenznut­
zung verbessert werden könnte, und vor allem solche, in 
denen eine Neuzuweisung durchgeführt werden könnte, 
sowie Möglichkeiten der gemeinsamen Nutzung zu er­
mitteln, um die im RSPP dargelegten politischen Maß­
nahmen der EU zu unterstützen und Technologietrends 
sowie den künftigen Frequenzbedarf — ausgehend unter 
anderem von der Nachfrage der Verbraucher und Betrei­
ber — zu berücksichtigen. Um dazu beizutragen, die 
verschiedenen Arten der Frequenznutzung durch sowohl 
private, d. h. vor allem gewerbliche, als auch öffentliche, 
d. h. staatliche Nutzer, zu prüfen, muss die Detailgenau­
igkeit verbessert werden, insbesondere die der vorliegen­
den quantitativen Daten zu Angebot und Nachfrage in 
bestimmten Frequenz- oder Nutzungsbereichen, da die 
derzeit verfügbaren Daten je nach Mitgliedstaat und je 
nachdem, ob die Frequenzen für private, gewerbliche 
oder öffentliche Zwecke genutzt werden, erhebliche Un­
terschiede aufweisen. 

(3) Die Bestandsaufnahme der Frequenzen sollte schrittweise 
vorgenommen werden, um den Verwaltungsaufwand für 

die Mitgliedstaaten gering zu halten und gleichzeitig die 
notwendigen Prioritäten abhängig von der Nutzungsart 
zu setzen, indem zuerst die in Artikel 6 des Beschlusses 
Nr. 243/2012/EU genannten Frequenzbänder und die mit 
Politikbereichen der EU zusammenhängenden Bänder ge­
mäß Artikel 8 des Beschlusses in den Vordergrund ge­
stellt werden. Ziel ist eine Bestandsaufnahme, die fort­
laufend verbessert wird und durch schrittweise Verbes­
serung der Datenverfügbarkeit und -analyse zur effizien­
ten Verwaltung aller für die Politikbereiche der Union 
relevanten Frequenzbänder beitragen könnte. Einer der 
dringendsten Beiträge der Bestandsaufnahme sollte darin 
bestehen, dass gemäß Artikel 3 Buchstabe b des Beschlus­
ses Nr. 243/2012/EU mindestens 1 200 MHz an für 
drahtlose Breitbanddienste geeigneten Frequenzen ermit­
telt und die Effizienz und Flexibilität gesteigert werden, 
indem gegebenenfalls unter anderem die kollektive und 
die gemeinsame Frequenznutzung gefördert werden, wie 
dies in Artikel 4 Absatz 1 des Beschlusses vorgesehen ist. 

(4) Die Mitgliedstaaten sollten die Daten in möglichst kon­
sistenter Form entweder über das Frequenzinformations­
system des Europäischen Büros für Funkangelegenheiten 
(EFIS) oder, in den Fällen, in denen beispielsweise die von 
öffentlichen Nutzern und nationalen Behörden erhobe­
nen Daten nur eingeschränkt offengelegt werden dürfen 
oder vertraulich behandelt werden müssen, direkt der 
Kommission zur Verfügung stellen. Die spezifischen ein­
heitlichen Formate für die Datenerhebung können sich 
abhängig von der jeweiligen Nutzungsart und dem be­
treffenden Frequenzband deutlich voneinander unter­
schieden, und es ist möglich, dass Daten in einigen Fällen 
in einem bestimmten einheitlichen Format nicht vorlie­
gen. Um dennoch sicherzustellen, dass die verfügbaren 
Daten der Kommission zur Analyse effektiv übermittelt 
werden, sollten die Mitgliedstaaten die Daten in maschi­
nenlesbarer Form erheben, so dass der Datenaustausch 
mit der Kommission und mit dem EFIS im selben elek­
tronischen Format erfolgen kann. 

(5) Zusätzlich zur Übermittlung verfügbarer sachdienlicher 
Daten sollte der Mitgliedstaat zusammen mit der Kom­
mission einen Kooperationsprozess zur Verbesserung der 
Qualität und Vergleichbarkeit von Daten einleiten, um 
die Effizienz der Bestandsaufnahme in einer für das be­
treffende Band geeigneten und sinnvollen Weise zu erhö­
hen und ein vergleichbares Datenformat zu finden, ohne 
dass dies mit zusätzlichem Verwaltungsaufwand verbun­
den ist. 

(6) Weitere Daten könnten auch durch öffentliche Konsulta­
tionen und durch Studien erhoben werden. Darüber hi­
naus könnte die Bestandsaufnahme Daten enthalten, die 
die Mitgliedstaaten und private Stellen, die zwecks
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Frequenzverwaltung auf lokaler Ebene die Frequenzen 
ständig überwachen, freiwillig bereitstellen, um die Gül­
tigkeit von Lizenzdaten zu überprüfen, die Nutzungs­
intensität bei bestimmten Arten von Genehmigungsrege­
lungen wie genehmigungsfreien Frequenzbändern zu be­
stimmen und das Niveau der Frequenznutzung in der 
gesamten EU insbesondere für stark in Anspruch genom­
mene Frequenzbänder zu bewerten. 

(7) Um den Verwaltungsaufwand und die Pflichten der Mit­
gliedstaaten möglichst gering zu halten, sollte die für die 
Bestandsaufnahme gewählte Methode soweit möglich die 
Daten berücksichtigen, die die Mitgliedstaaten ohnehin 
gemäß der Entscheidung 2007/344/EG der Kommission 
vom 16. Mai 2007 über die einheitliche Bereitstellung 
von Informationen über die Frequenznutzung in der Ge­
meinschaft ( 1 ) bereitstellen. Weitere Daten, die durch frei­
willige Mittel wie Studien, auch die der Europäischen 
Konferenz der Verwaltungen für Post und Telekommuni­
kation, erhoben werden könnten ebenfalls in die Be­
standsaufnahme einfließen. 

(8) Die Ermittlung der Frequenzbänder, die effizienter ge­
nutzt werden könnten und sich für die Neuzuweisung 
oder eine gemeinsame Nutzung eignen würden, setzt 
eine eingehende Kenntnis der derzeitigen Frequenznut­
zung vorzugsweise auf Basis quantitativer Daten voraus. 
Eine solche Ermittlung könnte dazu beitragen, Lösungen 
dafür zu finden, wie sich die technologischen Trends, der 
künftige Bedarf an und die künftige Nachfrage nach Fre­
quenzen, die mit der durchzuführenden Analyse ermittelt 
werden, berücksichtigen lassen. 

(9) Durch den Prozess der Bestandsaufnahme sollte sich die 
effiziente Nutzung der Frequenzen ständig verbessern, 
damit die in ständiger Entwicklung befindliche Nachfrage 
im Zusammenhang mit den Politikbereichen der EU ge­
deckt und der technischen Entwicklung Rechnung getra­
gen werden kann. Auf dieser Grundlage und zur Verwirk­
lichung der Ziele in Artikel 9 Absatz 1 des Beschlusses 
Nr. 243/2012/EU würde die Kommission dem Europäi­
schen Parlament und dem Rat Bericht erstatten. Sie 
würde dies in regelmäßigen Abständen tun, die von der 
für die Analyse der Bestandsaufnahme erforderlichen Zeit 
und vom Tempo der Entwicklung der Frequenznutzung 
abhängig wären. 

(10) Während eine transparente Frequenznutzung für die Be­
standsaufnahme wesentlich ist, unterliegt diese den EU- 
Rechtsvorschriften über den Schutz personenbezogener 
Daten und die Wahrung der Privatsphäre sowie den 
Schutz von Geschäftsgeheimnissen und von Staats­
geheimnissen. Zu diesen Rechtsvorschriften gehören: Ar­
tikel 346 Absatz 1 Buchstabe a des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, demzufolge ein 
Mitgliedstaat nicht verpflichtet ist, Auskünfte zu erteilen, 
deren Preisgabe seinen wesentlichen Sicherheitsinteressen 
widerspricht, Artikel 8 der Entscheidung Nr. 
676/2002/EG des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes vom 7. März 2002 über einen Rechtsrahmen für die 
Funkfrequenzpolitik in der Europäischen Gemeinschaft 
(Frequenzentscheidung) ( 2 ), die Verordnung (EG) Nr. 
1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit 
zu den Dokumenten des Europäischen Parlaments, des 

Rates und der Kommission ( 3 ) sowie der Anhang zur 
Geschäftsordnung der Kommission, in dem der Umgang 
mit EU-Verschlusssachen, einschließlich EU-interner In­
formationen oder Informationen, die von Mitgliedstaaten, 
Drittländern oder internationalen Organisationen über­
mittelt wurden, geregelt ist ( 4 ). 

(11) Die Wirksamkeit der Bestandsaufnahme sollte in Einklang 
mit Artikel 15 des Beschlusses Nr. 243/2012/EU von 
Zeit zu Zeit überprüft werden, um sicherzustellen, dass 
die in diesem Beschluss genannten Ziele wirksam umge­
setzt werden, und um festzustellen, ob sie angepasst wer­
den müssen. Die Mitgliedstaaten sollten der Kommission 
die einschlägigen Informationen übermitteln. 

(12) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen be­
rücksichtigen weitestgehend die Stellungnahme der 
Gruppe für Frequenzpolitik und entsprechen der Stel­
lungnahme des Funkfrequenzausschusses — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zielsetzung 

Dieser Beschluss dient der Festlegung der näheren Vorschriften 
und einheitlichen Formate für die Erhebung und Bereitstellung 
von Daten über die bestehende Frequenznutzung im Frequenz­
bereich von 400 MHz bis 6 GHz (nachstehend „die einschlägi­
gen Frequenzen“) durch die Mitgliedstaaten an die Kommission 
und der Methode für die Analyse technologischer Trends, des 
künftigen Bedarfs an und der künftigen Nachfrage nach Fre­
quenzen in den Bereichen der EU-Politik gemäß Artikel 9 des 
Beschlusses Nr. 243/2012/EU über ein Mehrjahresprogramm für 
die Funkfrequenzpolitik. 

Artikel 2 

Erhebung und Bereitstellung von Daten 

Zur Verwirklichung der in Artikel 9 Absatz 1 des Beschlusses 
Nr. 243/2012/EU genannten Ziele erheben die Mitgliedstaaten 
nach den folgenden Bestimmungen die Daten, die ihnen zu 
Nutzungsrechten und zur tatsächlichen Nutzung der einschlägi­
gen Frequenzen vorliegen, und stellen sie für den elektronischen 
Datenaustausch mit der Kommission zur Verfügung. 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass das Europäische Büro 
für Funkangelegenheiten die einschlägigen Daten, die bereits 
gemäß der Entscheidung 2007/344/EG erhoben wurden, der 
Kommission übermittelt, um den Verwaltungsaufwand mög­
lichst gering zu halten. 

2. Zusätzlich zu den Daten gemäß Absatz 1 übermitteln die 
Mitgliedstaaten der Kommission Daten in dem auf nationaler 
Ebene gewählten maschinenlesbaren Format, sofern die Da­
ten auf nationaler Ebene verfügbar sind, einschließlich der 
Daten zur öffentlichen Nutzung von Frequenzen und der 
Daten, die die Kommission braucht, um ihre Aufgaben ge­
mäß diesem Beschluss und gemäß dem Beschluss Nr. 
243/2012/EU wahrzunehmen. 

3. Die Mitgliedstaaten arbeiten mit der Kommission zusammen, 
um die Menge der zwecks Übermittlung gemäß Absatz 2 
verfügbaren Daten zur Frequenznutzung zu erhöhen, indem 
sie insbesondere quantitative Daten als solche in einem in

DE 25.4.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 113/19 

( 1 ) ABl. L 129 vom 17.5.2007, S. 67. 
( 2 ) ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 1. 

( 3 ) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43. 
( 4 ) ABl. L 317 vom 3.12.2001, S. 1.



allen Mitgliedstaaten vergleichbaren Format bereitstellen, es 
sei denn, sie halten dies angesichts nationaler Gegebenheiten, 
der Anzahl der Sendeanlagen, der Nutzungsdauer und der 
Koordinaten oder Standortdaten, aus denen die geografische 
Ausdehnung der Frequenznutzung hervorgeht, sowie der ge­
nutzten Technologien und der Bedingungen für die gemein­
same Nutzung für nicht machbar. Zur Minimierung des Ver­
waltungsaufwands werden Daten zu den Frequenzbändern, 
die für die Umsetzung der Ziele des Beschlusses Nr. 
243/2012/EU unter Berücksichtigung der Stellungnahme 
der Gruppe für Frequenzpolitik von Belang sind, gemäß die­
sem Artikel erhoben und übermittelt. Die Mitgliedstaaten 
erheben Daten zu allen Bändern der einschlägigen Frequen­
zen und stellen diese in einem schrittweisen Verfahren bis 
zum 31. Dezember 2015 bereit. 

Artikel 3 

Ermittlung der künftigen Nachfrage nach Frequenzen 

(1) Als Beitrag zur Ermittlung der künftigen Frequenznach­
frage und der spezifischen Frequenzbänder, die den künftigen 
Bedarf an und die künftige Nachfrage nach Frequenzen am 
besten decken könnten, wird die Kommission unter weitest­
gehender Berücksichtigung der Stellungnahme der Gruppe für 
Frequenzpolitik die gemäß Artikel 2 oder mit anderen Mitteln 
(z. B. öffentliche Konsultationen und Studien) erhobenen Daten 
analysieren und dabei Folgendes berücksichtigen: 

— die technische Effizienz der derzeitigen Nutzung; 

— die wirtschaftliche Effizienz der derzeitigen Nutzung, indem 
sie die Möglichkeiten und Optionen vergleicht, die einzelne 
Bänder für die Deckung des künftigen Bedarfs bieten; 

— die sozioökonomischen Auswirkungen auf derzeitige Nutzer 
der einschlägigen Frequenzbänder und benachbarter Fre­
quenzbänder. 

(2) Die Analyse gemäß Absatz 1 zielt darauf ab, technologi­
sche Trends, den künftigen Bedarf an und die künftige Nach­
frage nach Frequenzen in den Bereichen der EU-Politik in Bezug 
auf Anwendungen, die in Teil I des Anhangs nach vergleich­
baren technischen Merkmalen und Funktionen zu Gruppen zu­
sammengefasst sind, sowie die erhebliche Entwicklung und die 
Nutzungsmöglichkeiten der Frequenzen zu ermitteln. Diese 
Analyse enthält, soweit notwendig und möglich, zumindest 
die die Teil II des Anhangs aufgeführten Angaben. Die Kommis­
sion sorgt durch Workshops und öffentliche Konsultationen für 
Transparenz. 

Artikel 4 

Berichterstattung an das Europäische Parlament und den 
Rat 

(1) Die Kommission nimmt die Ergebnisse der nach diesem 
Beschluss durchgeführten Analyse und die in Teil II des An­
hangs aufgeführten Angaben in regelmäßige, gemäß Artikel 9 
Absatz 4 des Beschlusses Nr. 243/2012/EU vorzulegende Be­
richte auf. 

(2) Zur Erreichung der Ziele in Artikel 9 Absatz 1 des Be­
schlusses Nr. 243/2012/EU und unter Berücksichtigung der 
Analyse der technologischen Trends, des künftigen Bedarfs an 
und der künftigen Nachfrage nach Frequenzen sowie der Ana­
lyse der gemäß Artikel 2 dieses Beschlusses erhobenen Daten 
kann die Kommission in diese Berichte mögliche spezifische 
Optionen für die Deckung des ermittelten Bedarfs und die Ma­
ximierung der Effizienz der Frequenznutzung aufnehmen und 
dabei auf Nachteile (einschließlich Kosten für die Nutzer, Her­
steller und den Gesamthaushalt der EU einerseits und die be­
treffenden Mitgliedstaaten andererseits) und Vorteile eingehen, 
einschließlich einer Analyse der Gesamtwirkung dieser Optio­
nen. 

Artikel 5 

Vertraulichkeit und Verschlusssachen 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission gewährleisten den 
Schutz von Daten, die ein Mitgliedstaat, eine internationale Or­
ganisation, die Kommission oder eine Dritter nach EU- und 
einzelstaatlichem Recht als vertraulich oder als Verschlusssache 
eingestuft hat, insbesondere von 

— vertraulichen Geschäftsinformationen, 

— Informationen in Zusammenhang mit dem Schutz der Pri­
vatsphäre und 

— Informationen im Zusammenhang mit der öffentlichen Si­
cherheit und der Landesverteidigung. 

Dies gilt unbeschadet des Rechts der betreffenden Behörden, die 
Informationen offenzulegen, wenn dies nach einzelstaatlichem 
Recht zulässig ist und eine solche Offenlegung für die Wahr­
nehmung ihrer Pflichten wesentlich ist. Eine solche Offenlegung 
muss verhältnismäßig sein und das berechtigte Interesse der 
betroffenen Partei am Schutz jedweder der vorstehend genann­
ten Informationen berücksichtigen. 

Artikel 6 

Überprüfung 

Um die Kommission bei der Berichterstattung über die Funk­
tionsweise der Bestandsaufnahme der Funkfrequenzen zu unter­
stützen, unterrichten die Mitgliedstaaten die Kommission über 
die Anwendung und die Wirksamkeit dieses Beschlusses. 

Artikel 7 

Adressaten 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 23. April 2013 

Für die Kommission 

Neelie KROES 
Vizepräsidentin
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ANHANG 

TEIL I 

Gruppen von Anwendungen 

Die folgenden Gruppen von Anwendungen sind wichtig für die Analyse der Trends, des Bedarfs und der Nachfrage durch 
die Kommission und grenzen die Anwendungsbedingungen für die Mitgliedstaaten bei der Datenübermittlung nicht ein. 
Die Gruppen sollen als Ausgangspunkt für eine strukturierte Bewertung der Frequenznutzung mit ähnlichen technischen 
Merkmalen und Funktionen dienen und können gegebenenfalls für die Bewertung von technologischen Trends, des 
künftigen Bedarfs an und der künftigen Nachfrage nach Frequenzen weiterentwickelt werden. 

1. Funkortung in der Luft- und Seefahrt sowie zivile Funkortung und Navigationssysteme 

2. Rundfunk (terrestrisch) 

3. Zellulare Systeme/Drahtlose Breitbandsysteme 

4. Verteidigungssysteme 

5. Richtfunk 

6. Intelligente Verkehrssysteme (IVS) 

7. Meteorologie 

8. PMR/PAMR 

9. PMSE (Programmproduktion und Sonderveranstaltungen) 

10. PPDR (Schutz der Öffentlichkeit und Katastropheneinsatz) 

11. Radioastronomie 

12. Satellitensysteme 

13. Geräte mit geringer Reichweite (SRD) 

14. WLAN/RLAN 

TEIL II 

Inhalte der gemäß Artikel 4 von der Kommission vorzulegenden Berichte 

Abhängig von der Ebene der erhobenen Daten enthält der Bericht, den die Kommission gemäß Artikel 9 Absatz 4 des 
Beschlusses Nr. 243/2012/EU vorlegen muss, wenn möglich mindestens die folgenden Angaben: 

1. Stand der technologischen Trends bei der Nutzung der einschlägigen Frequenzen in den unter das Programm für die 
Funkfrequenzpolitik fallenden Bereichen der EU-Politik; 

2. künftiger Bedarf an und künftige Nachfrage nach Frequenzen.
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 24. April 2013 

zur Änderung des Durchführungsbeschlusses 2012/715/EU zur Festlegung einer Liste von 
Drittländern mit einem Rechtsrahmen für Wirkstoffe von Humanarzneimitteln und den 
entsprechenden Kontroll- und Durchsetzungsmaßnahmen zur Sicherstellung eines dem der EU 

gleichwertigen Gesundheitsschutzniveaus 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2013/196/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2001/83/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 6. November 2001 zur Schaffung 
eines Gemeinschaftskodexes für Humanarzneimittel ( 1 ), ins­
besondere auf Artikel 111b Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 111b Absatz 1 der Richtlinie 2001/83/EG 
kann ein Drittland bei der Kommission die Beurteilung 
beantragen, ob der Rechtsrahmen dieses Landes für in die 
EU ausgeführte Wirkstoffe und die entsprechenden Kon­
troll- und Durchsetzungsmaßnahmen ein Gesundheits­
schutzniveau gewährleisten, das mit jenem in der EU 
gleichwertig ist, damit es in eine Liste derjenigen Dritt­
länder aufgenommen wird, die ein gleichwertiges Ge­
sundheitsschutzniveau sicherstellen. 

(2) Australien hat mit Schreiben vom 18. September 2012 
beantragt, in die Liste gemäß Artikel 111b Absatz 1 der 
Richtlinie 2001/83/EG aufgenommen zu werden. Die 
Kommission hat in ihrer Gleichwertigkeitsbeurteilung be­
stätigt, dass die Anforderungen des genannten Artikels 
erfüllt sind. Bei dieser Gleichwertigkeitsbeurteilung wurde 
das Abkommen über die gegenseitige Anerkennung ( 2 ) 
zwischen Australien und der EU im Sinne des Artikels 
51 Absatz 2 der genannten Richtlinie berücksichtigt. 

(3) Der Durchführungsbeschluss 2012/715/EU der Kommis­
sion vom 22. November 2012 zur Festlegung einer Liste 
von Drittländern mit einem Rechtsrahmen für Wirkstoffe 
von Humanarzneimitteln und den entsprechenden Kon­
troll- und Durchsetzungsmaßnahmen zur Sicherstellung 
eines dem der EU gleichwertigen Gesundheitsschutz­
niveaus gemäß der Richtlinie 2001/83/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates ( 3 ) sollte entsprechend 
geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang des Durchführungsbeschlusses 2012/715/EU wird 
durch den Text im Anhang des vorliegenden Beschlusses ersetzt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 24. April 2013 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

„ANHANG 

Drittland Bemerkungen 

Australien 

Schweiz“

DE 25.4.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 113/23



BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 zur 
Energieeffizienz, zur Änderung der Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien 

2004/8/EG und 2006/32/EG 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 315 vom 14. November 2012) 

Seite 22, Artikel 15 Absatz 5 Unterabsatz 2: 

anstatt: „… und sie sorgen unter allen Umständen dafür, dass der vorrangige Zugang oder die vorrangige 
Inanspruchnahme nicht behindert wird.“ 

muss es heißen: „… und sie sorgen unter allen Umständen dafür, dass der vorrangige Zugang oder die vorrangige 
Inanspruchnahme für Energie aus variablen erneuerbaren Energiequellen nicht behindert wird.“
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